
Freideg,
29. Mee 2020

NEWS

LUXEMBURG Die Regierung plant
keine Absenkung der Mehrwert-
steuer auf alkoholische Getränke
für die Horeca-Branche. Das ant-
worten Finanzminister Pierre
Gramegna und Mittelstandsmi-
nister Lex Delles auf eine parla-
mentarische Frage des adr-Abge-
ordneten Roy Reding. Die adr
hatte im Parlament vor dem Hin-
tergrund der schwierigen Lage
der Branche durch die Pandemie-
Krise vorgeschlagen, besagte
Mehrwertsteuer von 17 auf drei
Prozent zu senken, um die finan-
ziellen Verluste wenigstens zum
Teil aufzufangen. Die Frage wurde
am 15. Mai gestellt. Vergangene
Woche hatte die Regierung ein
neuesMaßnahmenpaket vorge-
stellt, unter anderemmit einem
„Fonds de Relance et de Solidari-
té“ für Horeca, Event-Business,
Tourismus und Fitnesszentren. LJ

Keine TVA-Senkung auf
alkoholische Getränke

LUXEMBURGDas Dossier für die
Commodo/Incommodo-Prozedur
für den geplanten Bau der Fage-
Joghurtfabrik in Bettemburg ist
nach Angaben von Umweltminis-
terin Carole Dieschbourg (déi
gréng) noch nicht komplett. So
seien noch nicht alle Umweltauf-
lagen erfüllt, erklärte die Ministe-
rin gestern im parlamentarischen
Ausschuss. Sobald die Auflagen
erfüllt sind, können die Bürger im
Rahmen der öffentlichen Anhö-
rung Stellung zum Projekt bezie-
hen. Die Fabrik soll in einer ers-
ten Phase bis zu 40.000 Tonnen
Joghurt jährlich produzieren kön-
nen. Die Kapazitäten könnten in
einer zweiten Phase sogar verdop-
pelt werden.
Die Oppositionspartei CSV wollte
wissen, wie der Stand der Dinge in
den umstrittenen Dossiers Fage
und Google ist. Mit Blick auf die
Pläne für das Datenzentrum in
Bissen haben die Genehmigungs-
prozeduren auf nationaler Ebene
noch nicht begonnen, auf kom-
munaler Ebene sind sie noch
nicht abgeschlossen. ImWirt-
schaftsausschuss erneuerten die
Abgeordneten der Opposition
auch ihre Forderung nach Ein-
sicht des Parlaments in die Ab-
sichtserklärung zwischen Staat,
der Gemeinde Bissen und dem
Google-Konzern. Nach Angaben
der „Chamber“ hat das Wirt-
schaftsministerium in dieser
Frage allerdings noch keine Posi-
tion bezogen. Um eben dieses
Thema ging es nämlich auch in
einer gemeinsamen Sitzung der
Kommissionen für Institutionen
und auswärtige Angelegenheiten
am Tag zuvor. Die Abgeordneten
sind sich offenbar darin einig,
dass Absichtserklärungen der
Regierung zumindest vom Prin-
zip her dem Parlament zugäng-
lich sein müssten. Die Kommissi-
on wird Parlamentspräsident Fer-
nand Etgen einen Bericht mit ih-
ren Bedenken zukommen lassen,
der im Anschluss in die Präsiden-
tenkonferenz gehen soll. CB

Fage und Google:
Update im Parlament

Schub für die
Widerstandskraft

Wirtschaftsministerium und Luxinnovation legen „Fit 4 Resilience“-
Programm auf - Es soll Betrieben helfen, sich nachhaltig abzusichern

esser aus der Krise rauskommen sollen die Unterneh-
men.Undsie sollenwiderstandsfähiger gegenüberneu-
en Schockswerden. Die „Resilienz“ der Betriebe zu un-
terstützen ist das Ziel eines neuenProgramms, das ges-

tern vonWirtschaftsminister Franz Fayot (LSAP) vorgestellt wur-
de.DasProgramm„Fit4Resilience“,dasUnternehmenBerater für
eineStärken/Schwächen-AnalyseunddieAnpeilungeventuellneu-
erMärkte zur Verfügung stellt - dasWirtschaftsministeriumüber-
nimmt hier die Hälfte der Kosten - ist Teil des „Neistart Lëtzebu-
erg“-Programms,dasdieRegierungvergangeneWochevorstellte.

Das Maßnahmenpaket im Umfang von 700 bis 800 Millionen
Euro ergänzt das erste Stabilisierungsprogramm für die von der
Corona-Pandemie gebeutelteWirtschaft. Für 50 Teilnehmerbe-
triebe für „Fit 4 Resilience“ sind insgesamt rund 750.000 Euro
eingeplant. Zuständig für das neue Förderprogramm ist Luxin-
novation die von den Ministerien für Wirtschaft, Forschung-
undHochschule sowie der FEDIL und denHandels- undHand-
werkskammern getragene nationale Agentur zur Förderung von
Innovation und Forschung, die im vergangenen Jahr bereits ihr
35. Bestehen feierte und eine ganze Reihe von „Fit 4“-Program-
menaufgelegthat.

Brücken schlagen
CEO Sasha Baillie nutzte die gestrige Pressekonferenz auch, um
den Jahresbericht der Agentur vorzustellen, die heute rund 70
Mitarbeiterzählt,dieBrückenzwischenBetriebenundForschung
schlagen, zwischenprivaterundöffentlicherForschungaber auch
zwischenUnternehmenaus demAuslandundLuxemburg.Wobei
diese Betriebe auch gezielt für die Stärkung des „Ökosystems“ in
Zukunftsbranchenangeworbenwerden.

LautBaillie seien so imvergangenenJahr rund296 interessan-
te Unternehmen kontaktiert worden, 68 hätten sich Luxemburg
näher angeschaut - und 19 seien geblieben. Luxinnovation pflegt
auch die sogenannten „Cluster“, branchenspezifische Unterneh-
mensplattformen für IT, Automobilindustrie, Cleantech, Health-
tech, Materialien, Kreativindustrien und die Holzbranche. Die
„Cluster“ wurden übrigens im vergangenen Jahre reformiert,
während dem auch das „Digital Innovation Hub“ gegründet wur-
de. Digitalisierung und Nachhaltigkeit sind vorrangige Themen
für Luxinnovation, vor allem aber auch die Nutzung regionaler
StärkenundRessourcen.

Sohatmanfürden„Testlauf“des„Fit4Resilience“-Programms
auf Peintures Robin zurückgegriffen. Der Farben- und Lackepro-
duzent aus Useldingen hatte sich im Zuge der Auftragseinbrüche
durch die Krise zahlreiche Zukunftsgedanken gemacht. Für CEO
Gérard Zoller war die Stärken/Schwächenanalyse durch die Lux-
innovation-Berater eine Bereicherung. Die sehr praxisorientierte
Beratung hätten neue Ideen hervorgebracht, etwa für die bessere
VertreibungderProdukte inderGroßregionoder besseresRecyc-
ling von Resten von Farben und Lacken. „Resilienz erreicht man
nichtmit viel Geld und Investitionen“, sagt Zoller, „das spielt sich
vorallemauchimKopfab.Manmuss„outofthebox“denken“.Der
Manager appellierte wärmstens, sich für das „Fit 4 Resili-
ence“-Programmzubewerben.w
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Sasha Baillie (Luxinnovation), Franz Fayot (Wirtschaftsminister) und Gérard Zol-
ler (Peintures Robin) bei der Vorstellung des neuen Programms Foto: SIP/Emmanuel Claude

In Frage für das „Fit 4 Resilience“-Programm kommen lediglich
Unternehmen: deren Tätigkeit nicht unter die Sektoren und
Tätigkeiten fallen darf, die durch das Gesetz vom 20. Dezember
2019 über die Einführung einer De-minimis-Beihilferegelung oder
durch das Gesetz vom 9. August 2018 über eine Beihilferegelung
für kleine und mittlere Unternehmen, ergänzt durch die
großherzogliche Verordnung vom 12. Oktober 2018,
ausgeschlossen sind. Voraussetzung ist auch, dass sich das
antragstellende Unternehmen zum 31. Dezember 2019 nicht in
Schwierigkeiten befand. Erforderlich ist ein Motivationsschreiben
mit Angabe der aufgetretenen Probleme. Bewerbungen können
bis zum 31. Dezember online eingereicht werden. Nach Prüfung
des Dossiers und Bestätigung der Eignung darf das Unternehmen
einen Berater aus der vorgegebenen Liste auswählen und sendet
seinen Antrag an das Ministerium.
Nach Erhalt des Empfangsbestätigungsschreibens des
Ministeriums kann die Begleitung durch den gewählten Berater
beginnen. Der Einsatz des Beraters beträgt zwischen 5 und
maximal 25 Arbeitstage auf der Grundlage eines Tagessatzes von
1.200 Euro (ohne Steuern). Sie muss Gegenstand eines
ordnungsgemäß genehmigten Kostenvoranschlags sein. Eine
öffentliche Pauschalbeihilfe in Höhe von 50 Prozent des
Gebührenbetrags wird nach Eingang des Antrags beim Minister
direkt an das Unternehmen gezahlt. LJ

k Mehr: www.fit4resilience.lu

DAS PROGRAMM IM DETAIL

Wer dafür in Frage kommt

LUXEMBURG Nach dem Willen von Minister
FrançoisBausch (déi gréng) soll bisEndeJuli ei-
neGesetzesvorlagezumUmgangmitdenDaten-
bankenbei derPolizei vorliegen. Zusammenmit
Justizministerin Sam Tanson (déi gréng) traf
sich der Minister für Innere Sicherheit gestern
mit den Abgeordneten des zuständigen Aus-
schusses im„CercleCité“, um, inBegleitung von
Juristen,dieLeitlinieneineszukünftigenGeset-
zes vorzustellen. Die Deputierten sollen dabei
auf etwas ungewöhnliche Art und Weise einge-
bundenwerden. SiebekommendieMöglichkeit,
bis zum 20. Juni ein Gutachten zu erstellen, das

die Regierung dann bei der Ausarbeitung eines
finalenTextes berücksichtigenwürde.

Das neue Gesetz soll die Verwaltung und den
Zugang zu den verschiedenen Datenbanken re-
geln, die Aufbewahrungsdauer, den Jugend-
schutz oder auch den Zweck der Daten. Insge-
samt zielt Bausch auf ein Gleichgewicht ab: das
Gesetz soll den Prinzipien des Datenschutzes
Rechnung tragen und also strenger umrahmt
sein, gleichzeitig der Polizei ein effizientes Ar-
beiten ermöglichen.

Geklärtwerdenmuss indenkommendenWo-
chen noch die grundsätzliche Frage, ob von der

Polizei erfasste Daten längerfristig aufbewahrt
werden sollen oder nach einer bestimmtenFrist
gelöscht werden. Laut Angaben des Parlaments
neigen verschiedene Abgeordnete aus den Rei-
henderOpposition eher zur zweitenOption.

Diskutiert wurde gestern auch über Sanktio-
nen für Polizeibeamte, die die Datenbank be-
wusst missbrauchen. Die Opposition plädiert
eher für strafrechtliche Konsequenzen, die mit
in den neuenText gehören. Für den juristischen
Experten der Regierung sind solche Vergehen
allerdings bereits im Strafrecht geregelt. Auch
hier dürfte es nochDiskussionen geben. CB

Konkreter Zeitplan
Polizeidatenbanken: Gesetzesvorlage bis Ende Juli angepeilt


